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Beginnen wir mit der Hauptsache: Die 
Leistung muss stimmen. Und ihr Ziel errei
chen. In der medizinischen Reha bedeutet 
das: Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit eines Menschen, Vermei
dung von Pflegebedürftigkeit, Überwindung 
der Folgen eines Arbeitsunfalls oder einer 
Berufskrankheit. Wir folgen diesen Ziel
vorgaben des Gesetzgebers und der Reha
Träger. Und wir richten Konzepte, Strukturen 
und Prozesse in unseren Einrichtungen da
nach aus. Funktionalität und Effizienz stehen 
im Vordergrund. Soweit gibt es keinen Unter
schied zu anderen Bereichen, etwa zu ande
ren Sektoren des Gesundheits systems, der 
öffentlichen Verwaltung oder der Industrie.

Funktionalität und Komplexität
Die Probleme beginnen bei der Umsetzung. 
Die Rehabilitanden unterscheiden sich nach 
Indikation und Alter, nach Herkunft und sozi
aler Situation, in ihrem Krankheitsverständ
nis und ihrer Compliance. Ebenso groß sind 
die Vielfalt der Einrichtungen und die Viel
gestaltigkeit ihrer Strukturen und Behand
lungsprozesse. Zusätzlich sind an der medi

zinischen Rehabilitation zahlreiche Mitarbei
ter verschiedener Professionen beteiligt. Ihr 
Zusammenspiel ist genauso entscheidend 
für den Behandlungserfolg wie die Kommu
nikation mit Vor und Nachbehandlern oder 
mit externen Partnern der Einrichtung.

Verantwortung der Führungskräfte
Hier liegt eine bedeutende Aufgabe für jede 
Führungskraft in den RehaEinrichtungen. 
Die strategische Planung und Durchführung 
aller Kernprozesse ist zentral. Ebenso die 
Überwachung und die Einleitung von Kor
rekturmaßnahmen. Qualitätsmanagement 
unterstützt die Führung bei der Wahrneh
mung dieser Aufgaben. Weil Behandlungs 
und Ergebnisqualität nicht vom Zufall ab
hängen sollen, hat der Gesetzgeber im Jahr 
2007 für stationäre RehaEinrichtungen die 
Verpflichtung zur Einführung eines internen 
Qualitätsmanagementsystems verankert.

Orientierung an  
Industriestandard ISO 9001
In der Industrie ist dafür die ISO 9001 eta
bliert. Sie setzt seit vielen Jahren weltweit 
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die Standards. Sie ist auch Grundlage für 
das interne Qualitätsmanagement nach 
DEGEMED und nach FVS/DEGEMED, 
das inzwischen über 300 stationäre Reha
Einrichtungen eingeführt haben. Nach der 
Überarbeitung der ISO 9001 im vergange
nen Jahr sind nun auch die Qualitätsma
nagementsysteme von DEGEMED und FVS/
DEGEMED überarbeitet. Sie sorgen dafür, 
dass Unternehmen und Führungskräfte 
auch künftig auf ein modernes und effizi
entes Qualitätsmanagement zurückgreifen 
können. Und dass Qualität die Hauptsache 
bleibt. 

Hauptsache Qualität
Management und Verantwortung

Ab sofort zum Download bereit

Der neue Auditleitfaden nach  
DEGEMED (Version 6.0) ist auf  
www.degemed.de abrufbar. Eine  
Präsentation findet auf dem Ge
meinsamen Qualitätskongress von  
DEGEMED und FVS am 26./27.09. 
in Berlin statt (s. S. 16).

http://www.degemed.de
http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Zertifizierungsverfahren/DEGEMED_Auditleitfaden_6_0_fr_einseitigen_Druck.pdf
http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Zertifizierungsverfahren/DEGEMED_Auditleitfaden_6_0_fr_einseitigen_Druck.pdf
http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Zertifizierungsverfahren/DEGEMED_Auditleitfaden_6_0_fr_einseitigen_Druck.pdf
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Norbert 
Glahn, 
 Vorstands–
vorsitzender 
der DEGE
MED

 Editorial

herzlichen Dank für Ihr Vertrauen! Es hat 
mich stolz gemacht, mit einer so über
zeugenden Mehrheit von der Mitglieder
versammlung zur neuen Vorstandsvorsit
zenden der DEGEMED gewählt worden 
zu sein. Diese Wahl ist für mich zugleich 
Auftrag und Verpflichtung. Ich werde al
les daran setzen, den bewährten und er
folgreichen Kurs meines Vorgängers Prof. 
Bernd Petri, mit dem ich bereits als seine 
Stellvertreterin im Vorstand gemeinsam 
die Weichen gestellt habe, konsequent 
fortzusetzen. An dieser Stelle noch einmal 
meinen herzlichen Dank an Prof. Petri für 
die hervorragende Arbeit der vergangenen 
drei Jahre. Die DEGEMED ist in dieser Zeit 

Liebe Kolleginnen  
und Kollegen,

gewachsen und sie wächst stetig weiter. 
Darum ist für mich neben der Kontinuität 
in der Amtsführung auch klar: Stillstand ist 
Rückschritt. Wir müssen gemeinsam alles 
daran setzen, der medizinischen Rehabili
tation endlich den Stellenwert im deutschen 
Gesundheitssystem zukommen zu lassen, 
der ihr zusteht! Schon 2009 hat die DEGE
MED den volkswirtschaftlichen Nutzen der 
Rehabilitation in ihrem PrognosGutachten 
„Die medizinische Rehabilitation Erwerbs
tätiger – Sicherung von Produktivität und 
Wachstum“ eindrucksvoll belegt. Jetzt, 
sieben Jahre später, können wir die damals 
angelegten Zukunftsszenarien bereits deut
lich erkennen und wir erleben in unseren Kli
niken täglich, wie viel wir bewegen können. 
Wie viele Beweise brauchen wir noch? Ich 
stehe dafür ein, die Belange der Rehabili
tation deutlicher und konsequenter denn 
je zu vertreten. Gerade auch mit Blick auf 
die Bundestagswahl 2017. Mein Wunsch 
an Sie: Machen Sie mit und helfen Sie der 
DEGEMED dabei, diesen Weg konsequent 
fortzuschreiten.

Ihre Dr. Constanze Schaal
Vorstandsvorsitzende der DEGEMED
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Die wirtschaftliche Situ
ation der RehaKliniken ist 
nach wie vor problema
tisch. Das ist das Ergebnis 
des BWKGIndikators, einer halbjährlichen 
Umfrage der BadenWürttembergischen 
Krankenhausgesellschaft e.V. (BWKG) un
ter ihren Mitgliedern, darunter 121 Reha 
und Vorsorgeeinrichtungen. 43,6 Prozent 
der RehaEinrichtungen schrieben danach  
2015 rote Zahlen und nur 20,5 Prozent 
konnten einen Gewinn verzeichnen. Pro
bleme bereitet neben der unzureichenden 
Finanzierung der Betriebskosten auch die 
mangelnde Finanzierung der Investitionen. 
62,7 % der RehaEinrichtungen stellen fest, 
dass mit den Pflegesätzen die Investitions
kosten nicht finanziert werden können. Fast 
die Hälfte der RehaEinrichtungen (48,7 %) 
verschieben notwendige Investitionen. 

Weitere InfosWeitere Infos zum BWKGIndikator 
1/2016 finden Sie im Bereich „Presse“ 
unter www.bwkg.de 

Weitere Infos

Kein Geld  
für Investitionen

Gut versorgt beim  
Gelenkersatz
Rund 370.000 Men
schen haben in Deutsch
land im Jahr 2014 ein 
neues Hüft oder 
Kniegelenk erhalten. 
Die Mehrzahl der 
Patienten ist Befra
gungen zufolge mit dem Ergeb
nis des Eingriffs zufrieden. Doch 
die Anforderungen an den künstlichen 
Gelenkersatz werden – unter anderem 
bedingt durch die demografischen Ver
änderungen – steigen. Experten fordern 
daher patientenorientierte und zwischen 
den Akteuren des Systems besser ver
netzte Behandlungskonzepte. Das ist ein 
Fazit aus dem Weißbuch Gelenkersatz des  
IGES Instituts. Es ist das erste seiner Art zum 
Hüft und Kniegelenkersatz in Deutschland 
und liefert wissenschaftliche Daten sowie 
begleitende Experteneinschätzungen. 

Nähere Informationen unter 
www.iges.de 

http://www.bwkg.de/presse/pressemitteilung.html?tx_ttnews%5Btt_news%5D=118685&cHash=6943d6dd191735bddce5fb4fbcb15251
http://www.bwkg.de/presse/pressemitteilung.html?tx_ttnews%5Btt_news%5D=118685&cHash=6943d6dd191735bddce5fb4fbcb15251
http://www.bwkg.de/presse/pressemitteilung.html?tx_ttnews%5Btt_news%5D=118685&cHash=6943d6dd191735bddce5fb4fbcb15251
http://www.iges.de
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Wechsel an der Verbandsspitze

Der Wechsel kam für die Mitglieder der 
DEGEMED nicht überraschend. Bereits 
mit einem Vorlauf von vier Wochen hatte 
der scheidende Vorstandsvorsitzende Prof. 
Bernd Petri mitgeteilt, nicht erneut für die 
Spitze der DEGEMED zu kandidieren. Eine 
schwere Entscheidung, so schrieb er in ei
ner Erklärung, die er mit Rücksicht auf sein 
Hauptamt als Mitglied der Geschäftsfüh
rung der Verwaltungsberufsgenossenschaft 
(VBG) habe treffen müssen. Nicht ohne Stolz 
zog er dann im April vor der Mitgliederver
sammlung eine Erfolgsbilanz seiner drei 
Amtsjahre: „Die DEGEMED ist in dieser Zeit 
größer und lauter geworden. Das ist unser 
gemeinsamer Erfolg. Politik und Öffentlich
keit nehmen unsere Anliegen stärker wahr 
als früher.“ Er ermunterte die Mitglieder des 
Verbandes, diesen Weg weiterzugehen. 
Ebenso kündigte er an, sich weiter für die 
DEGEMED und die medizinische Rehabili
tation zu engagieren.

Offensiver Kurs geht weiter
Die neue Vorsitzende, Dr. Constanze Schaal, 
fand für ihren Vorgänger würdigende Worte: 
„Bernd Petri ist davon überzeugt, dass wir 
mit der Rehabilitation über ein hochwirk
sames Instrument verfügen, um die Teil
habe zahlreicher Menschen in ganz un
terschiedlichen Lebenslagen herzustellen. 
Diese Überzeugung ist sein Antrieb. Und 
sie macht seine Glaubwürdigkeit aus. Davon 
haben wir in unserer Verbandsarbeit enorm 
profitiert.“ Für die DEGEMED werde es auch 

Zwei weitere Wahlen

Die Mitgliederversammlung bestätigte 
am 13.04.2016 außerdem Hartmut 
Stern von der Klinik BavariaKreischa 
als Vorsitzenden der Mitgliederver
sammlung der DEGEMED.
Hermann Buhlert, Geschäftsführer der 
Klinik am See in Rüdersdorf bei Berlin, 
wurde zum stellvertretenden Vorsit
zenden der Mitgliederversammlung 
gewählt.

Weitere Vorstandspositionen werden 
im Herbst 2016 neu besetzt.

künftig darum gehen, den Stellenwert und 
die Belange der Reha offensiv zu vertreten, 
kündigte Dr. Schaal an. Die promovierte 
Betriebswirtin ist seit 2010 Geschäftsfüh
rerin der RehaZentren BadenWürttemberg 
 gGmbH und engagiert sich seitdem auch im 
Vorstand der DEGEMED.

Aktuelle Gesetze fordern Positionierung
Gleich in den ersten Wochen bezog Dr. 
Constanze Schaal in der Konsequenz deut
lich Position. „Wir erwarten, dass die Bun
desregierung die Zielrichtung des Überein
kommens konsequenter als bisher verfolgt 

Der scheidende Vorstandsvorsitzende Prof. Bernd Petri gratuliert der neuen Vorsitzen
den Dr. Constanze Schaal und wünscht ihr viel Erfolg bei ihrer Arbeit in der DEGEMED.

Hartmut Stern Hermann Buhlert

und die Geschwindigkeit der Maßnahmen 
zu seiner Umsetzung deutlich erhöht“, kri
tisierte sie die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund des zweiten nationalen Aktions
plans zur UNBehindertenrechtskonvention. 
Auch zum geplanten Bundesteilhabegesetz 
und dem Pflegestärkungsgesetz zeigte die 
neue Vorstandsvorsitzende ein klares Profil:   
„Wir fordern mehr Entschlossenheit an
stelle einer Reformsimulation“, und „Wir 
müssen die medizinische Reha immer mit 
ein beziehen, wenn es darum geht, Pflege
strukturen zu planen oder über Leistungen 
zu beraten.“  

Im April wählte die Mitglieder-
versammlung der DEGEMED 
Dr. Constanze Schaal mit 
großer Mehrheit zur neuen 
Vorstandsvorsitzenden. 
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Quo vadis – Reha 2030

DEGEMED news: Welche Bedeutung hat 
die medizinische Reha aus Ihrer Sicht für 
unsere Volkswirtschaft in Deutschland?
Dr. Constanze Schaal: Lassen Sie die Zah
len für sich sprechen: 1.200 RehaEinrich
tungen in Deutschland therapieren im Jahr 
rund zwei Millionen Patienten. Nach Zahlen 
der Deutschen Rentenversicherung Bund 
verbleiben rund 80 Prozent von ihnen nach 
der Reha im Erwerbsleben. Damit sichern 
wir der Wirtschaft in Deutschland die Schaf
fenskraft und das Knowhow von 1,6 Millio
nen Arbeitskräften, die darüber hinaus auch 
als Beitragszahler den Sozialkassen erhal
ten bleiben. Aus meiner Sicht spricht das 
gerade mit Blick auf den demografischen 
Wandel für die große volkswirtschaftliche 
Bedeutung der medizinischen Rehabili
tation. Interessant ist aber auch der wirt
schaftliche Effekt, der durch den Betrieb der 
Kliniken und Einrichtungen selbst entsteht. 
Wir bewegen mit ca. 120.000 Beschäftigten 
– das sind so viele wie z. B. bei BMW, BASF, 
Bayer oder der Lufthansa – allein im Be
reich der medizinischen Rehabilitation ein 
Volumen von jährlich etwa neun Milliarden 
Euro. Da kann man schon von einem Wirt
schaftsfaktor sprechen.

DEGEMED news: Wie schätzen Sie die 
aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedin
gungen für die RehaKliniken ein?
Dr. Constanze Schaal: Leider bereiten 
uns die wirtschaftlichen Rahmenbedin
gungen der Kliniken immer noch Sorgen. 
Vergütungssteigerungen von ca. zwei Pro
zent stehen oft hohen Lohnabschlüssen 
und Investitionskosten gegenüber. Nach 
 aktuellen Zahlen des BWKGIndikators 
der BadenWürttembergischen Kranken
hausgesellschaft aus Mai 2016 verbuchten   

Interview mit Dr. Constanze Schaal, 
Vorstandsvorsitzende der DEGEMED 

Dr. Constanze Schaal 
Nach einem wirtschaftswissenschaft
lichen Studium an der Universität Trier 
und an der Business School of Econo
mics/University Warwick (GB) promo
vierte Frau Dr. Schaal berufsbegleitend. 
Im Anschluss arbeitete sie als Referentin 
für Qualitätsmanagement, verantwortete 
die Einführung von QMSystemen an 
mehreren Kliniken, beschäftigte sich mit 
dem Aufbau eines Kommunikations
managements und der medizinischen 
Produktentwicklung von Reha und Aku
tkliniken. Frau Dr. Schaal war Geschäfts
bereichsleiterin Produkt und Qualität und 
trug als Klinikdirektorin Verantwortung 
für 851 Betten. Seit Juli 2010 ist sie 
Geschäftsführerin der RehaZentren der 
Deutschen Rentenversicherung Baden
Württemberg gGmbH. Seitdem engagiert 
sie sich im Vorstand der DEGEMED und 
wurde im April 2016 zur Vorstandsvorsit
zenden gewählt. 

Zur Person

Wie schätzt die neue Vorstandsvor-
sitzende der DEGEMED die Situation 
der Rehabilitation in Deutschland 
ein? DEGEMED news sprach mit  
Dr. Constanze Schaal.

Info

Das Programm zur Sommer
akademie finden Sie auf   
www.degemed.de im Bereich 
Veranstaltungen zum Download.

Veränderungen

DEGEMED –  Sommerakademie 2016

Mehrtägige Fachtagung für junge Führungskräfte und 
Führungskräftenachwuchs vom 28.06. bis 01.07.2016 

im Schloss Höhenried, Bernried (Starnberger See)

Für alle, die sich bereit machen!

UNRUHE SPÜREN – WEITER GEHEN

43,6 Prozent der RehaKliniken im Ländle 
Defizite. Wenn von uns eine TopQualität 
erwartet wird, müssen alle Beteiligten da
für Sorge tragen, dass die Rahmenbedin
gungen stimmen. Denn: Die Leistung ist 
ihren Preis wert und jeder in die Reha inve
stierte Euro lohnt sich.

DEGEMED news: Wo steht die Reha im 
Jahr 2030?
Dr. Constanze Schaal: Ich beobachte 
derzeit einen Konzentrationsprozess in der 
RehaLandschaft. Das hat vor allem wirt
schaftliche Gründe. Wer heute eine kleine 
Reha betreibt, hat auf dem Markt einfach 
kaum eine Chance. Ich rechne damit, dass 
wir 2030 nur noch wenige große Klinikbe
treiber – möglicherweise sogar „Global Pla
yer“ – haben werden, die dann ganz anders 
auftreten werden als heute. Denn eins ist 
sicher: Der Bedarf an Rehabilitation wird 
weiter wachsen.

DEGEMED news: Sie engagieren sich  
für die junge Generation in der Reha
Branche und unterstützen die DEGEMED
Sommerakademie von Anfang an. Warum 
eigentlich?
Dr. Constanze Schaal: Die DEGEMED
Sommerakademie ist für mich ein Signal 
an die junge Generation. Es geht darum, 
frischen Wind und frisches Denken in die 
über 100jährige Geschichte der Rehabili
tation zu bringen. Wir brauchen in unseren 
Kliniken neue Köpfe, die verstehen, wel
che Bedeutung der Reha in Zukunft zu
kommen wird und die nicht mehr den alten 
 „Kur“Zeiten nachweinen. Ich engagiere 
mich hier, weil ich die Botschaft in die Köpfe 
bringen will: Reha ist keine Medizin „zweiter 
Klasse“. Es lohnt sich, sich zu engagieren 
und es macht Spaß, hier zu arbeiten. 

http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Tagungsdokumentationen/sommerakademie_2016_broschure_web.pdf
http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Tagungsdokumentationen/sommerakademie_2016_broschure_web.pdf
http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Tagungsdokumentationen/sommerakademie_2016_broschure_web.pdf
http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Tagungsdokumentationen/sommerakademie_2016_broschure_web.pdf
http://www.degemed.de/images/phocadownloads/Materialien/Tagungsdokumentationen/sommerakademie_2016_broschure_web.pdf
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Gundula Roßbach (51) 
war nach einer Tätigkeit bei einem Kom
munalen Spitzenverband in Brandenburg 
seit 1997 bei der Bundesversicherungs
anstalt für Angestellte beschäftigt. Die 
Juristin war dort tätig unter anderem 
als stellvertretende Leiterin der Zentra
len Zulagenstelle für Altersvermögen 
und Leiterin der Abteilung Prüfdienst. 
2006 ist Roßbach zur stellvertretenden 
Geschäftsführerin der Deutschen Ren
tenversicherung BerlinBrandenburg 
gewählt worden, 2009 zur Geschäfts
führerin. Seit 2014 ist sie Mitglied des 
Direktoriums der Deutschen Rentenver
sicherung Bund.

Zur Person

Gesundheitsdienstleistungen von der Stange? 
Die EUKommission möchte die Nor
mung von Gesundheitsdienstleistungen 
fördern und vorantreiben. Medizinische 
Behandlungsleistungen, Leistungen in der 
Pflege und Rehabilitation müssten dann un
ter Umständen nach einem europäischen 
Standard erbracht werden. Daher haben 
Mitte Juni die Deutsche Gesetzliche Un
fallversicherung (DGUV), die Deutsche Ren
tenversicherung Bund (DRV Bund) und der 
GKVSpitzenverband an Bundesgesund
heitsminister Hermann Gröhe appelliert, 
eine Initiative der polnischen Regierung 
gegen die aktuellen Normungsaktivitäten 
auf europäischer Ebene zu unterstützen.

Warnung vor  
konkurrierenden Systemen
Eine Standardisierung von Gesundheits
dienstleistungen ist nach Meinung der 
Spitzenorganisationen der Sozialversiche
rung nicht geeignet, mehr Patientensicher
heit und Zugang zu einer hochwertigen 
Versorgung zu erreichen. Sie könnte so
gar das Gegenteil bewirken. Als Beispiel 
verweisen die Spitzenverbände der drei 
Sozialversicherungen auf die Qualitätssi
cherung in der Pflege oder bei der medi
zinischen Versorgung und Rehabilitation. 
In diesen Bereichen gibt es in Deutschland 
etablierte Verfahren der Selbstverwaltung, 

EUROPA

Gundula Roßbach wird  
Präsidentin der DRV Bund
Die Bundesvertreterversammlung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund hat in 
ihrer Sitzung am 23. Juni in Bremen Gun
dula Roßbach zur künftigen Präsidentin 
gewählt. Sie soll das Amt zum 1. Januar 
2017 vom derzeitigen Präsidenten Dr. Axel 
Reimann übernehmen, der dann aus Alters
gründen in den Ruhestand tritt. Reimann 
ist seit 2005 Mitglied des Direktoriums der 
Deutschen Rentenversicherung Bund und 
seit 2014 deren Präsident.

Gross und Fasshauer als  
Mitglieder des Direktoriums
Als weitere künftige Mitglieder des Direk
toriums wurden Brigitte Gross und Dr. Ste
phan Fasshauer gewählt. Brigitte Gross (53) 
ist Juristin und leitet seit 2009 die Abteilung 
Rehabilitation der DRV Bund. Dr. Stephan 
Fasshauer (42) ist seit 2014 Geschäftsführer 
der DRV BerlinBrandenburg.  Die Wahl von 

RENTENVERSICHERUNG

Brigitte Gross erfolgte mit Wirkung zum 1. 
Januar 2017. Mit Ausscheiden des Direkto
riumsmitglieds Herbert Schillinger, dessen 
Amtszeit  im Dezember 2017 endet, folgt Dr. 
Stephan Fasshauer nach. Nikolaus Land
graf, Vorsitzender der Bundesvertreterver
sammlung, betonte nach der Wahl, dass 
die Mitglieder der neu gewählten Spitze 
der DRV Bund bereits in der Vergangenheit 
ihre fachliche Kompetenz überzeugend 
unter Beweis gestellt hätten. „Mit dieser 
langfristigen Personalentscheidung hat die 
Selbstverwaltung der Rentenversicherung 
eine klare Zukunftsperspektive für die Deut
sche Rentenversicherung Bund geschaf
fen“, so Landgraf.   

die auf die spezifischen Bedingungen der 
nationalen Versorgungssituation ausgerich
tet sind. Durch eine europäische Normung 
könnten parallele oder gar konkurrierende 
Strukturen entstehen. Da sich die Gesund
heits und Sozialsysteme der EUMitglieds
staaten erheblich unterscheiden, ist zu be
fürchten, dass eine gemeinsame Norm nur 
als Minimalkonsens erreicht werden kann. 
Es besteht die Gefahr, dass Qualitäts und 
Sicherheitsniveaus abgesenkt würden. 
Leidtragende wären die Versicherten. Hin
zu kommt, dass die europäischen Verträge 
den Gesundheits und Sozialbereich aus
drücklich den Mitgliedsstaaten zuweisen.   

Infos im Netz

Die Stellungnahme der Gesellschaft 
für Versicherungswissenschaft und 
gestaltung (GVG) zu Bestrebungen 
 für eine Normung heilkundlicher 
Dienstleistungen finden Sie unter:
www.gdv.de

Information der polnischen Delegati
on beim Rat der Europäischen Union  
unter: http://ots.de/ilSPn 

Normen im Gesund
heitswesen
Bislang beschränkt 
sich die Normung 
im Gesundheitswe
sen auf Medizinpro
dukte, die Produktsi
cherheit, persönliche 
Schutzausrüstungen 
und Kommunika
tionsprotokolle bei 
elektronischen Gesundheitsdienstlei
stungen (EHealth). Seit 2012 kann die 
Europäische Kommission jedoch auch 
die Normung von Dienstleistungen in 
Auftrag zu geben. Seit kurzem gibt es 
entsprechende Aktivitäten des Europä
ischen Normungsinstituts CEN. 

Kurz vor Drucklegung …
erreichte die Redaktion die Nachricht aus 
dem BMG, dass Deutschland beim EU
Gesundheitsministerrat am 17. Juni 2016 
die polnische Initiative klar unterstützt hat. 
„Auch aus der Sicht Deutschlands ist eine 
Normung von Gesundheitsdienstleistungen 
abzulehnen, weil sie nicht zu einem Mehr an 
Qualität und Patientensicherheit in Europa 
führen würde“, heißt es in der Mail.

Infos im Netz
Details zur Vertreterversammlung  
erfahren Sie unter www.drvbund.de

http://www.gdv.de/wp-content/uploads/2014/10/GVG-Normierung-heilkundlicher-Dienstleistungen-Stellungnahme-2014.pdf
http://www.gdv.de/wp-content/uploads/2014/10/GVG-Normierung-heilkundlicher-Dienstleistungen-Stellungnahme-2014.pdf
http://www.gdv.de/wp-content/uploads/2014/10/GVG-Normierung-heilkundlicher-Dienstleistungen-Stellungnahme-2014.pdf
http://www.gdv.de/wp-content/uploads/2014/10/GVG-Normierung-heilkundlicher-Dienstleistungen-Stellungnahme-2014.pdf
http://www.gdv.de/wp-content/uploads/2014/10/GVG-Normierung-heilkundlicher-Dienstleistungen-Stellungnahme-2014.pdf
http://www.gdv.de/wp-content/uploads/2014/10/GVG-Normierung-heilkundlicher-Dienstleistungen-Stellungnahme-2014.pdf
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Die vollständige Stellungnahme der 
 DEGEMED zum Pflegestärkungsgesetz 
III finden Sie unter www.degemed.de 

PFLEGESTÄRKUNGSGESETZ III

Gute Chancen für Reha vor Pflege 
Die DEGEMED fordert, beim Pflegestär
kungsgesetz III den Grundsatz „Reha vor 
Pflege“ stärker zu berücksichtigen. „Da
durch lässt sich sehr viel häufiger Pflege
bedürftigkeit vermeiden oder hinauszö
gern und die Eigenständigkeit älterer oder 
pflegebedürftiger Menschen länger erhal
ten“, heißt es in einer Stellungnahme des 
Verbandes. Die medizinische Reha müsse 
von Anfang an zentraler Bestandteil der ge
planten Landespflegeausschüsse und der 
Modellvorhaben zur kommunalen Beratung 
werden.

Gut, aber unvollständig
„Wir müssen die medizinische Reha immer 
mit einbeziehen, wenn es darum geht, Pfle
gestrukturen zu planen oder über Leistun
gen zu beraten. Die angekündigten Modell
vorhaben in den Kommunen bieten da eine 
tolle Chance“, so die Vorstandsvorsitzende 
der DEGEMED, Dr. Constanze Schaal. Die 
Ansätze im Gesetzentwurf der Bundesregie
rung seien gut, blieben aber unvollständig. 

Beteiligung der RehaVerbände nötig
Die DEGEMED setzt sich in ihrer Stellung
nahme für die regelhafte Beteiligung der 
RehaVerbände an den Landespflegeaus
schüssen ein. „Es wird dort um das Organi
sieren wohnortnaher und effizienter Versor
gung gehen. Sie sollten das gemeinsam mit 
den Vertretern der medizinischen Reha tun. 
Ihre Leistungen sind zur Pflegevermeidung 

zentral“, fordert Dr. Schaal. Die DEGEMED 
fordert außerdem, neue Beratungsangebote 
in den Kommunen von Anfang an ganzheit
lich auszurichten. 

In der professionellen Pflege herrscht 
seit langem ein beträchtlicher Fachkräf
temangel. 2015 kamen auf 100 offene  
Stellen 36 arbeitslos gemeldete Altenpfle
ger. Im Krankenhaus sind es 100 gemeldete 
Stellen auf 70 arbeitslose  Fachkräfte. Um 
die Attraktivität des Ausbildungsberufs zu 
steigern, plant die Bundesregierung eine 
Reform der Ausbildung. Ein Referentenent
wurf, der eine generalistische Pflegeausbil
dung vorsieht, liegt hierfür bereits vor. Ziel 
ist es, mit der Zusammenführung von Alten, 
Kranken und Kinderkrankenpflege die At
traktivität des Pflegeberufs zu erhöhen.

Neuer Vorschlag zur Spezialisierung
Dieses Vorhaben stieß von Anfang an auf 
Kritik. Viele Abgeordnete befürchten, dass 
sich die Qualität der Ausbildung verschlech
tert und damit der Fachkräftemangel unter 
Umständen sogar noch steigt. Deswegen 
liegt jetzt eine neue Idee vor: die Ausbildung 
soll nur noch zwei Jahre gemeinsam erfol
gen. Im letzten Jahr soll eine Spezialisierung 
möglich sein. Diese Variante der Ausbildung 
lässt der Koalitionsvertrag ausdrücklich zu. 

AUSBILDUNGSREFORM

Streit um Pflegeberufe 

Sie kann dann aber nicht mehr als gene
ralistische Ausbildung verstanden werden. 
Möglicherweise wird auch die Kinderkran
kenpflege aus der Ausbildung herausge
nommen, weil es nach Auffassung vieler 
Experten nicht genug Ausbildungsplätze in 
Kinderkrankenhäusern gibt. 

Was nach der Anhörung kommt
Die Anhörung zu dem Gesetz ist vorüber. 
Nun geht es in das weitere parlamentarische 
Verfahren. Wahrscheinlich gilt auch bei der 

Pflegereform das sogenannte Struck‘sche 
Gesetz: „Kein Gesetz kommt aus dem 
 Parlament so heraus, wie es eingebracht 
worden ist.“ 
 

Die Zusammenführung der Ausbildungen von Alten, Kranken und Kinderkrankenpflege 
soll die Attraktivität des Pflegeberufs erhöhen.

Eine Übersicht zu Stand und Entwicklung 
des Pflegeberufsgesetzes finden Sie  
unter www.bmg.bund.de/themen/ 
pflege/pflegeberufsgesetz.html

http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/206--gute-chancen-fuer-reha-vor-pflege-degemed-begruesst-entwurf-fuer-das-pflegestaerkungsgesetz-iii.html
http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/206--gute-chancen-fuer-reha-vor-pflege-degemed-begruesst-entwurf-fuer-das-pflegestaerkungsgesetz-iii.html
http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/206--gute-chancen-fuer-reha-vor-pflege-degemed-begruesst-entwurf-fuer-das-pflegestaerkungsgesetz-iii.html
www.bmg.bund.de/themen/pflege/pflegeberufsgesetz.html
www.bmg.bund.de/themen/pflege/pflegeberufsgesetz.html
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Die Stellungnahme der DEGEMED zum 
BTHG steht zum Download bereit unter 
www.degemed.de

Den Folder zum Bundesteilhabegesetz 
gibt es unter: www.bmas.de 
im Bereich „Service“

Infos im Netz

Die Potenziale nutzen! DEGEMED news fragte bei  
den Bundestagsfraktionen nach:  
„Wie bewerten Sie den Referen
tenentwurf für das Bundesteil
habegesetz?“An das neue Bundesteilhabegesetz (BTHG) knüpfen Betrof

fene wie Verbände große Erwartungen. Es geht um viel: Das 
Gesetz erhebt den Anspruch, die Lebensbedingungen für 
Menschen mit Behinderungen in Deutschland deutlich zu 
verbessern. 

Die DEGEMED sieht in dem Gesetzes
vorhaben die Chance für eine dringend 
notwendige Neuregelung des SGB IX und 
mahnt die Politik, diese Chance zu nutzen. 
„Von den Zielen ist im vorliegenden Re
ferentenentwurf wenig übrig geblieben“, 
resümiert Christof Lawall, Geschäftsführer 
der DEGEMED, „vor allem die Änderungen 
am SGB IX gehen längst nicht weit genug.“ 
Ebenso werde zu wenig unternommen, 
um den Reformstau beim Miteinander von 
RehaTrägern und Leistungsanbietern auf
zulösen.

Dringende Reformen
In ihrer Stellungnahme vom 18. Mai 2016 
mahnt die DEGEMED, bestehende Zu
gangsbarrieren zur medizinischen Rehabi
litation insbesondere bei Leistungsansprü
chen behinderter Menschen gegenüber 
Krankenkassen dringend abzubauen und 
fordert zudem ein offenes und diskrimi
nierungsfreies Zulassungssystem für alle 
Rehabilitationseinrichtungen. Außerdem 
setzt sich der Verband für eine Stärkung 
des Wunsch und Wahlrechts und für eine 
feste RehaQuote der Krankenkassen in 
Höhe von zwei Prozent der Gesamtausga
ben ein. 

Die Forderungen  
der DEGEMED:
 

1.  Zugangsbarrieren  
 beseitigen

2.  Offenes Zulassungssystem  
 für Leistungsanbieter

3.  Stärkung der Wunsch  
 und Wahlrechte

4.  RehaQuote von zwei  
 Prozent im GKVBereich

„Im Koalitionsvertrag haben sich CDU/
CSU und SPD dazu verpflichtet, ‚die Men
schen, die aufgrund einer wesentlichen 
Behinderung nur eingeschränkte Mög
lichkeiten der Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft haben, aus dem bisherigen 
‚Fürsorgesystem‘ herauszuführen und die 
Eingliederungshilfe zu einem modernen Teil
haberecht weiterzuentwickeln.‘ Die CDU/
CSUFraktion steht zu dieser Vereinbarung. 
Das BTHG soll aus Sicht der Union folgende 
Ziele umsetzen: 
• Die Zugänge auf den ersten Arbeitsmarkt 

sollen verbessert, Beratung und Assistenz 
ausgebaut werden.

• Das selbstbestimmte Leben von Men
schen mit Behinderungen außerhalb von 
Einrichtungen soll gefördert werden.

• Die Freibeträge der Betroffenen beim Ein
kommen und Vermögen sollen verbessert 
werden.

• Die Leistungen sollen nach einem bun
deseinheitlichen Verfahren erbracht wer
den. Wer in München lebt, soll vergleich
bare Leistungen erhalten wie jemand in 
Hamburg. Die RehaTräger müssen die 
Frage der Kostenerstattung untereinander 
klären. Der Betroffene erhält die notwen
dige Leistung, auch wenn die Kostenfrage 
noch offen ist.

Wir werden mit dem BTHG nicht alle Forde
rungen und Erwartungen von Menschen mit 
Behinderungen, Kommunen, Ländern oder 
Trägern erfüllen können. Dazu sind die In
teressen oft zu gegensätzlich. Dennoch bin 
ich sicher, dass dieses Gesetz ein notwen
diger Schritt ist, um die Teilhabepolitik in die 
Mitte der Gesellschaft zu führen.“

Uwe Schummer, CDU/CSU-BT-Fraktion
Beauftragter für Menschen mit  

Behinderungen

http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/205-degemed-kritisiert-entwurf-fuer-ein-bundesteilhabegesetz.html
http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/205-degemed-kritisiert-entwurf-fuer-ein-bundesteilhabegesetz.html
http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/205-degemed-kritisiert-entwurf-fuer-ein-bundesteilhabegesetz.html
http://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/A-762-fleyer-bundesteilhabegesetz.html
http://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/A-762-fleyer-bundesteilhabegesetz.html
http://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/A-762-fleyer-bundesteilhabegesetz.html
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„Der vorliegende Entwurf wird keine ver
besserte Teilhabe von Menschen mit Behin
derungen am gesellschaftlichen Leben er
möglichen. Im Gegenteil, Teilhabeleistungen 
sind immer noch abhängig vom Geldbeutel 
der Betroffenen, und das führt zwangsläufig 
zu Altersarmut. Der Kreis der Leistungsbe
rechtigten ist stark eingeschränkt und das 
Wunsch und Wahlrecht von Menschen mit 
Behinderungen wird unter Kostenvorbehalte 
gestellt. 

Dies ist auch bei der medizinischen Re
habilitation der Fall. Mehrkosten für ge
wünschte Leistungen müssen von Betrof
fenen gestemmt werden. Das schließt viele 
Menschen mit Behinderungen faktisch 
vom Wunsch und Wahlrecht aus, da sie 
es sich schlicht nicht leisten können. Der 
Schritt zu einer inklusiven, barriere und 
diskriminierungsfreien Ausgestaltung der 
medizinischen Rehabilitation wird mit dem 
vorliegenden Entwurf nicht getan.

Viele Betroffene befürchten Verschlechte
rungen. Das wird in der derzeitigen Debatte 
viel zu wenig berücksichtigt. Wir stehen an 
der Seite der Betroffenen und fordern eine 
grundlegende und umfassende Überar
beitung des Gesetzesentwurfs im Hinblick 
auf die Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen. Gleichberechtigte und 
selbstbestimmte Teilhabe ist ein Menschen
recht. Ein Teilhabegesetz, das den Namen 
verdient, kann kein Spargesetz sein.“

Katrin Werner, Die Linke BT-Fraktion
Sprecherin für Behindertenpolitik

 „Mit einem modernen Teilhaberecht, das 
die Koalition einst vollmundig angekündigt 
hatte, hat der vorliegende Entwurf zum Bun
desteilhabegesetz leider gar nichts zu tun: 
Die Einkommens und Vermögensanrech
nung soll für Menschen mit Behinderungen 
bestehen bleiben. Sogar das Vermögen 
der Partnerin oder des Partners wird weiter 
angerechnet. Besonders perfide ist, dass 
diejenigen, die Leistungen der Eingliede
rungshilfe und Hilfe zur Pflege erhalten, 
mit finanziellen Verschlechterungen rech
nen müssen. Außerdem ist zu befürchten, 
dass der Kreis der Leistungsberechtigten 
schrumpfen wird. Denn leistungsberechtigt 
soll nur sein, wer in fünf von neun Lebens
bereichen Unterstützung braucht.

Auch das Recht auf Selbstbestimmung wird 
nicht gestärkt. Im Gegenteil: Das Wohnen in 
den eigenen vier Wänden wird künftig oft nur 
dann ‚erlaubt‘ werden, wenn es günstiger 
ist oder ein Leben im Heim unzumutbar ist. 
Zudem sollen Sozialämter anordnen kön
nen, dass behinderte Menschen Leistungen 
gemeinsam in Anspruch nehmen müssen 
(‚Poolen‘). Das würde das Selbstbestim
mungsrecht massiv einschränken und ist 
strikt abzulehnen.

Ein solches Bundesteilhabegesetz wird we
der seinem Namen noch der UNBehinder
tenrechtskonvention gerecht. Von gleich
berechtigter und selbstbestimmter Teilhabe 
können Menschen mit Behinderungen dann 
auch weiterhin nur träumen.“

Corinna Rüffer,
behindertenpolitische Sprecherin  

der Bundestagsfraktion  
Bündnis 90/Die Grünen

„Wie bewerten Sie den Referentenentwurf für das Bundesteilhabegesetz?“

„Das Teilhabegesetz ist eines der größ
ten sozialpolitischen Vorhaben in dieser 
Legislaturperiode. Es soll die UNBehin
dertenrechtskonvention weiter umsetzen 
und die Person in den Mittelpunkt stellen, 
damit Menschen mit Behinderungen die 
Unterstützung bekommen, die sie für ein 
selbstbestimmtes Leben brauchen. Dies 
macht der vorliegende Referentenentwurf 
deutlich. Im Fokus steht die Reform der 
Eingliederungshilfe, die aus dem System 
der Sozialhilfe herausgeführt wird. Zugleich 
sind deutliche Verbesserungen bei der An
rechnung von Einkommen und Vermögen 
geplant. Der Entwurf sieht außerdem viele 
weitere Maßnahmen vor, beispielsweise um 
den inklusiven Arbeitsmarkt voranzubringen 
oder neue, unabhängige Beratungsstruk
turen zu schaffen. Der Paradigmenwech
sel nach dem Grundsatz „Teilhabe statt 
Fürsorge“ bringt dabei nicht nur für Men
schen mit Behinderungen Neuerungen mit 
sich, sondern auch für die Einrichtungen 
der Behindertenhilfe, ihre Kostenträger und 
die Bundesländer. Vor diesem Hintergrund 
zeigt die aktuelle Debatte um den Referen
tenentwurf, wie vielfältig die Positionen zu 
den geplanten Veränderungen sind. Wir 
nehmen die zahlreichen Hinweise, die uns 
derzeit erreichen, ernst und werden sie im 
weiteren Prozess zum Bundesteilhabege
setz konstruktiv einfließen lassen.“ 

Kerstin Tack, MdB, behindertenpolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion
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FlexiReha vor Flexi-Rente!

Arbeitsministerin Nahles hat angekündi
gt, im Herbst ein Gesamtkonzept zur Zu
kunft der Alterssicherung vorzulegen. Mit 
dem Konzept sollen auch Prävention und 
Rehabilitation gestärkt werden. Ziel ist es, 
Reha und Präventionsbedarf frühzeitiger 
zu erkennen und Maßnahmen zielgerichte
ter einzusetzen. 

Flexibleres Weiterarbeiten bis 67
Viele Menschen wünschen sich gleitend 

vom Erwerbsleben in den Ruhestand ge
hen zu können. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales plant deshalb, Teilrenten 
attraktiver zu machen. Geplant ist ein stu
fenloses Modell, mit dem jeder selbst be
stimmen kann, welchen Anteil die Berufs
tätigkeit und welchen Anteil der Teilrenten
bezug haben soll. 

Vorrang von Prävention und Reha
Die Ministerin plant die Einführung eines 
Screeningverfahrens bei der Deutschen 
Rentenversicherung. Damit können in Zu
kunft Versicherte, die ein erhöhtes Risiko 
auf Erwerbsminderung vorweisen, frühzei
tiger erkannt und angesprochen werden. 
Versicherte ab 45 Jahren sollen individuelle 
berufsbezogene Gesundheitschecks in An
spruch nehmen können. 

Die flexiblere Rente kommt! Auch 
Prävention und Reha sollen gestärkt 
werden

Frühzeitig in Rente gehen oder weiterarbeiten? Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales plant ein stufenloses Modell, mit dem 
jeder selbst bestimmen kann, welchen Anteil die Berufstätigkeit und welchen Anteil der Teilrentenbezug haben soll. 

Abholende Präventions und  
Rehastrategie
In einem Modellversuch soll eine „abho
lende Präventions und Rehastrategie“ un
ter Einbeziehung durch die regionalen Ren
tenversicherungsträger getestet werden. 
Dafür werden für insgesamt fünf Jahre pro 
Jahr insgesamt 20 Millionen Euro aus dem 
GesamtRehabudget herausgelöst und für 
dieses Projekt zweckgebunden zur Verfü
gung gestellt. 

Ausbau der Präventionsleistungen
Darüber hinaus ist geplant, die Präventi
onsleistungen der Gesetzlichen Rentenver
sicherung auszubauen, um mehr Menschen 
zu erfassen. Präventionsleistungen sollen 
sich dabei stärker an dem individuellen Ge
sundheitsrisiko des Beschäftigten orientie
ren. Ziel ist es, mehr Menschen zu erreichen, 
nicht nur solche, die ein erhöhtes Erwerbs
minderungsrisiko aufweisen.

RehaBudget weiterhin gedeckelt
Das RehaBudget soll weiterhin gedeckelt 
bleiben. Allerdings soll die Ausgabenbe
grenzung für sonstige Leistungen nach   
§ 31 SGB V aufgehoben werden. Das be
trifft die Bereiche Nachsorge, Prävention, 
Kinder und Jugendreha sowie den Bereich 
Forschung. 

DEGEMED begrüßt die geplanten  
Gesetzesänderungen
Die DEGEMED begrüßt die geplanten Ge
setzesänderungen, fordert jedoch eine Dy
namisierung des gesamten RehaBudgets. 
Die politisch gewünschte Verlängerung und 
Flexibilisierung der Lebensarbeitszeit kann 
nur mit einer bedarfsorientierten Erbringung 
von RehaLeistungen gelingen.  

Die DEGEMED begrüßt die geplanten Ge
setzesänderungen, fordert jedoch eine Dy
namisierung des gesamten RehaBudgets.

Die beiden Kernpunkte  
der FlexiRente 
Teilrente: Wer ab 63 Jahren eine vorge
zogene Altersrente bezieht und etwas 
hinzuverdient, soll nicht mehr je nach 
Einkommen bis zu zwei Drittel der Rente 
einbüßen. Es bleibt dabei, dass ein Hinzu
verdienst bis 6300 Euro im Jahr die Rente 
nicht mindert. Jeder Bruttoverdienst darü
ber wird aber künftig stets zu 40 Prozent 
auf die Rentenzahlung angerechnet. 
Längeres Arbeiten: Bisher sind für be
schäftigte Rentner Arbeitgeberbeiträge 
zur Rente fällig, ohne dass der Arbeit
nehmer davon einen Nutzen hätte. Künftig 
kann der Arbeitnehmer diese Beiträge 
für sich rentensteigernd aktivieren, in
dem er die andere Hälfte des Renten
beitrags abführt. Dies wird auch «Flexi
Bonus» genannt. 
Weitere Infos unter:  
www.deutscherentenversicherung.de

http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/de/Inhalt/0_Home/agenturmeldungen/20160511d.html?cms_submit=Los&cms_resultsPerPage=5&cms_templateQueryString=flexi-rente
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Die DEGEMED hat ihr Qualitätsmanage
ment an die DIN EN ISO 9001:2015 ange
passt. Der neue Auditleitfaden (Version 6.0) 
liegt nun vor.

Prozessorientierter Ansatz
Im Herbst 2015 wurde die DIN ISO 9001:2015 
veröffentlicht. Besonderes Merkmal der 
Norm ist ein prozessorientierter Ansatz, der 
das PDCAModell (PlanDoCheckAct oder 
PlanenDurchführenPrüfenHandeln) sowie 
risikobasiertes Denken umfasst. Auch ist die 
neue Norm stärker auf die Erbringung von 
Dienstleistungen ausgerichtet – ein Vorge
hen, das das Zertifizierungsverfahren der 
DEGEMED schon 1998 vorweggenommen 
hatte. Auf der Basis der neuen DIN ISO hat 
die DEGEMED ihr Qualitätsmanagement 
angepasst und einen neuen Auditleitfaden 
erstellt. Für die Bereiche „Abhängigkeits
erkrankungen“ sowie „Soziotherapie chro
nisch Kranker“ haben die DEGEMED und 
der Fachverband Sucht (FVS) in enger Ko
operation separate Auditleitfäden vorgelegt.

ZERTIFIZIERUNG NACH DEGEMED

Der neue Auditleitfaden ist da!

Gemeinsamer Qualitätskongress von 
DEGEMED und FVS
Beim gemeinsamen Qualitätskongress von 
DEGEMED und FVS werden die neuen 
Auditleitfäden vorgestellt. Die zweitägige 
Veranstaltung findet am 26. und 27. Sep
tember in der Urania Berlin statt. Im Mittel
punkt stehen die zentralen Änderungen der 
Strukturen und Inhalte der neuen Auditleitfä

den. Der Kongress richtet sich an die Nutzer 
der beiden Zertifizierungsverfahren und an 
Mitarbeiter von gesetzlichen RehaTrägern, 
die sich mit Qualitätsmanagement beschäf
tigen. Neben den Vorträgen bietet die Ver
anstaltung den Gästen die Gelegenheit, sich 
mit den QMExperten und Autoren der Zerti
fizierungsverfahren auszutauschen. Weitere 
Informationen zum Qualitätskongress finden 
Sie unter www.degemed.de.

Fortbildungsveranstaltungen zum  
DEGEMEDQualitätsmanagement
Für Ein und Umsteiger plant die DEGEMED 
spezielle Qualitätsseminare. Im Vordergrund 
der ein bis zweitägigen Veranstaltungen 
stehen die Besonderheiten des neuen Au
ditleitfadens, die zielgruppenorientiert auf
bereitet werden. Die ersten Seminare gehen 
nach dem Qualitätskongress an den Start.  

Die (Reha)Welt in Zahlen
Anteil der Deutschen, die 2015 eine Reha in Anspruch genommen haben (Anteil der Befragten/Quelle: SOEP) 4,9 %

Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund, die 2015 eine Reha in Anspruch genommen haben (Anteil der Befragten/Quelle: SOEP) 3,0 %

Zufriedenheit der Deutschen mit der Reha (Quelle DRV) 77 %

Zufriedenheit mit der Reha bei ausländischen RehaTeilnehmern (Quelle: DRV) 70 %

Zufriedenheit mit der Reha bei türkischen Teilnehmern (Quelle: DRV) 58 %

Zahlen helfen uns, die Wirklichkeit zu erkennen. Wenn wir etwas wiegen, messen oder 
zählen können, entsteht dabei ein Bild im Kopf und wir trauen uns ein Urteil zu. Nicht 
immer liegen wir dabei richtig. Das liegt nur zum Teil an den Zahlen selbst. 

Unsere Rubrik „Die (Reha)Welt in Zahlen“ stellt Zahlen ohne Kommentar zusammen, 
die uns in den letzten Wochen begegnet sind. Manche Zahlen verblüffen oder ärgern, 
andere erregen Widerspruch. Allen ist aber gemeinsam: Sie haben etwas mit Reha zu 
tun und wurden bereits veröffentlicht.

Anmeldung zum Qualitätskongress von DEGEMED und FVS
am 26. / 27. September 2016 in Berlin
Tagungsgebühren (inkl. Kongressverpfle-
gung und gemeinsames Abendessen)
 
Mitglieder DEGEMED / FVS: 195 EuroNichtmitglieder:   295 EuroDie Tagungsgebühr ist gemäß § 4 Nr. 22a UStG von der Umsatzsteuer befreit.Bitte per Fax an: 030 284496-70Absender

Titel:        Name, Vorname:       Institution:        Funktion:        Rechnungsanschrift:               Tel.:        Fax:        E-Mail:     _________  (Teilnehmerunterlagen werden per E-Mail versendet.)Mitglied DEGEMED:   Ja       NeinMitglied FVS:     Ja       NeinAm Montagabend sind Sie eingeladen zum gemeinsamen 
Abendessen im Pier 13 im Tempelhofer Hafen Berlin.Teilnahme:      Ja       Nein

Datum, Unterschrift      

DEGEMED e.V.  Tel.: 030 284496-6
Fasanenstraße 5  Fax: 030 284496-70
10623 Berlin   degemed@degemed.de
     www.degemed.de Die Bestätigung der Anmeldung erfolgt durch Zugang der Rechnung. Mit Zu-

gang der Rechnung wird die Anmeldegebühr fällig. Bei einer Absage bis sieben 

Werktage vor Veranstaltungstermin erstatten wir die vollen Kosten. Bei einer 

Absage nach diesem Zeitraum ist die volle Veranstaltungs gebühr fällig.

VeranstaltungsortUrania Berlin
Raum Edison – 2. EtageAn der Urania 1710787 Berlin

 

Kontakt und Anmeldung

Gemeinsamer  Qualitätskongress
Deutsche Gesellschaft für  Medizinische Rehabilitation  (DEGEMED) undFachverband Sucht (FVS) 26. / 27. September 2016Urania, Berlin

Anfahrt 
Infos zur Anfahrt und zur Lage der Urania erhalten Sie 
unter: www.urania.de/anfahrt-kontakt

Unterkunft
Rund um die Urania gibt es mehrere Hotels, die fußläufig 
erreichbar sind. Hier einige Vorschläge:

Motel One Berlin Urania An der Urania 12/14, 10787 Berlin www.motel-one.com/de/hotels/berlin/ hotel-berlin-tiergarten/E-Mail: berlin-tiergarten@motel-one.com Tel.: 030 2363-1290

Ivberg Hotel 
Kleiststraße 9-12, 10787 Berlin http://www.ivbergs.de/E-Mail: premium@ivbergs.de Tel.: 030 6883686-100

Hotel Berlin 
Lützowplatz 17, 10785 Berlin www.hotel-berlin.deE-Mail: info@hotel-berlin.de Tel.: 030 2605-2097

16_06_degemed_flyer_qualitaetskongress_v4.indd   1

13.06.16   12:12

Zur Zertifizierung nach DIN EN ISO 
9001:2015 wurde seitens der DEGEMED 
auch ein neues Logo gestaltet.

http://www.degemed.de/images/veranstaltungen/16-09-26_27_Programm_Qualitaetskongress_von_DEGEMED_und_FVS.pdf
http://www.degemed.de/qualitaetsreha/auditleitfaden-nach-degemed.html
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Mit dem Präventionsgesetz soll die trä
gerübergreifende und zielorientierte Zu
sammenarbeit in der Prävention sowie die 
Gesundheitsförderung in Lebenswelten (Ki
ta, Schule, Betrieb etc.) gestärkt werden. 
Hierzu sah das Gesetz die Bildung einer 
Nationalen Präventionskonferenz vor. 

Verpflichtung zum Abschluss  
von Vereinbarungen
Das von gesetzlicher Kranken, Unfall, 
Renten und Pflegeversicherung getragene 
Gremium hat sich im Oktober 2015 konstitu
iert. Am 19. Februar 2016 wurden erstmals 
bundeseinheitliche Rahmenempfehlungen 
zu Prävention und Gesundheitsförderung 
in Lebenswelten verabschiedet. An der 
Entwicklung der Bundesrahmenempfeh
lungen mitgewirkt haben vier Sozialversi

Rahmenempfehlungen verabschiedet
PRÄVENTIONSGESETZ

cherungsträger, Vertreter von Bundes und 
Landesministerien, kommunale Spitzen
verbände, die Bundesagentur für Arbeit, 
Sozialpartner, Patienten sowie die Bun
desvereinigung für Prävention und Gesund
heitsförderung. Die mit dem im Präventi

onsgesetz einhergehende Verpflichtung der 
Sozialversicherungsträger zum Abschluss 
von Landesrahmenvereinbarungen soll ein 
krankenkassenübergreifendes Zusammen
spiel gesundheitsfördernder und krank
heitspräventiver Leistungen ermöglichen. 
Die Länder Thüringen und Hessen sowie 
der Freistaat Sachsen haben bereits eine 
Landesrahmenvereinbarung unterzeichnet. 
Weitere Länder werden in Kürze folgen. 

Prävention im Aufwind
Das Engagement der gesetzlichen Kran
kenkassen steigt von Jahr zu Jahr: 293 Mil
lionen Euro gaben sie 2014 für Maßnahmen 
der Gesundheitsförderung und der Primär
prävention aus – knapp zehn Prozent mehr 
als 2013. Das zeigen die Zahlen des aktu
ellen Präventionsberichts der gesetzlichen 
Krankenversicherung und des Medizinischen 
Dienstes des Spitzenverbandes Bund der 
Krankenkassen (MDS). Das ist so viel, dass 
Hans Peter Wollseifer, Vorstandsvorsitzender 
des IKK e.V., im April sogar eine Korrektur des 
MorbiRSA forderte. 

Orientierungswert deutlich übertroffen
In der Tat zeigen die Zahlen von 2014 (neue 
Zahlen von 2015 werden erst im Herbst er
wartet) einen Aufwärtstrend. Besonders viel 
haben die Krankenkassen mit knapp 68 Milli
onen Euro 2014 in die Förderung der betrieb
lichen Gesundheitsförderung investiert. Das 
ist im Vergleich zum Vorjahr ein beachtlicher 
Anstieg um 24 Prozent. Rund 1,2 Millionen 

Beschäftigte konnten mit den Maßnahmen in 
rund 11.000 Betrieben erreicht werden. Von 
großer Bedeutung sind auch Maßnahmen in 
Kindergärten, Schulen, Wohngebieten und 
Stadtteilen. In 23.000 solcher Settings ha
ben die Kassen 2014 gesundheitsfördernde 
Aktivitäten unterstützt und dabei 2,2 Millio
nen Menschen erreicht. Sie machten sich 
mit rund 32 Millionen Euro in diesem Bereich 
stark – sieben Prozent mehr als 2013. „Das 
Präventionsgesetz setzt nun weitere Impulse 
zur Stärkung der Gesundheitsförderung. Die 
Krankenkassen werden vor diesem Hinter
grund ihre Anstrengungen weiter verstärken. 

Infos im Netz

KASSENZAHLEN

Den Präventionsbericht 2015  
finden Sie auf den Seiten des  
GKVSpitzenverbandes unter  
www.gkvspitzenverband.de oder 
des MDS unter www.mdsev.de 

Die Bundeseinheitlichen Rahmen
empfehlungen der Nationalen Prä
ventionskonferenz finden Sie im 
Bereich „Themen“ auf www.bmg.
bund.de

Wichtig ist, dass andere verantwortliche Trä
ger etwa in den Bereichen Bildung, Arbeits
markt, Verkehr und Umwelt die Bemühungen 
der gesetzlichen Krankenversicherung unter
stützen. Dann werden die Maßnahmen der 
Kassen einen noch höheren Mehrwert für die 
Menschen haben“, so Gernot Kiefer, Vorstand 
des GKVSpitzenverbandes.   

Gernot Kiefer, Vorstand des  
GKVSpitzenverbandes

Anzahl der Settings 22.930

Anzahl der Betriebe 11.373

Anzahl direkt  
erreichter Personen

5.087.146

Anzahl indirekt  
erreichter Personen

6.049.892 

Anzahl Versicherte 70.289.808

Ausgaben je  
Versicherten

4,16 €

Ausgaben je direkt  
erreichter Person

57,51 €

Summe der Ausgaben 292.543.505 €
 
Quelle: AOK-Bundesverband; GKV-Spitzenverband; 
MDS; KJ1; KM1; Kantar Health GmbH

Leistungen der gesetzlichen Kranken
versicherungen in der Prävention und  
der Betrieblichen Gesundheitsförde
rung 2014

Infos im Netz

https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/praevention__selbsthilfe__beratung/praevention/praeventionsbericht/2015_GKV_MDS_Praeventionsbericht-2.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/praevention__selbsthilfe__beratung/praevention/praeventionsbericht/2015_GKV_MDS_Praeventionsbericht-2.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/praevention__selbsthilfe__beratung/praevention/praeventionsbericht/2015_GKV_MDS_Praeventionsbericht-2.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/praevention__selbsthilfe__beratung/praevention/praeventionsbericht/2015_GKV_MDS_Praeventionsbericht-2.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/praevention__selbsthilfe__beratung/praevention/praeventionsbericht/2015_GKV_MDS_Praeventionsbericht-2.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/P/Praevention/Bundesrahmenempfehlungen/160219_Bundesrahmenempfehlungen_.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/P/Praevention/Bundesrahmenempfehlungen/160219_Bundesrahmenempfehlungen_.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/P/Praevention/Bundesrahmenempfehlungen/160219_Bundesrahmenempfehlungen_.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/P/Praevention/Bundesrahmenempfehlungen/160219_Bundesrahmenempfehlungen_.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/P/Praevention/Bundesrahmenempfehlungen/160219_Bundesrahmenempfehlungen_.pdf
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Schon der Koalitionsvertrag hat es ange
deutet und die schnelle Folge von Gesetzen 
hat es gezeigt, dass im Gesundheitssystem 
entscheidende Anker für eine moderne und 
zielführende Weiterentwicklung gesetzt 
werden. Ganz sicher ein Meilenstein ist das 
Präventionsgesetz, mit dem nach mehreren 
Versuchen endlich umfassende Verbesse
rungen in der Gesundheitsförderung er
reicht werden. Die deutliche Betonung des 
Lebensweltenansatzes sorgt dafür, dass 
Prävention da ankommt, wo die Menschen 
gut erreicht werden können. 

Positive Veränderungen durch Gesetze
Mit den Pflegestärkungsgesetzen wird eine 
echte Neuausrichtung in der Pflegeversi
cherung erreicht. Der neue Pflegebedürftig
keitsbegriff berücksichtigt endlich kognitive 
Erkrankungen und verschafft so alleine rund 
500.000 Pflegebedürftigen einen Zugang 
und einen Anspruch auf Leistungen. Mit 
der Verpflichtung des MdK zu einem bun
deseinheitlichen strukturierten Verfahren 

zur Rehabilitationsempfehlung wird zudem 
der Vorrang von Reha vor Pflege weiter 
gestärkt. Das EHealthGesetz schließlich 
sorgt für den Aufbau einer sicheren digitalen 
Infrastruktur im Gesundheitswesen und 
stärkt damit die Patientensicherheit und 
die Selbstbestimmung der Patienten. Mit 
weiteren Gesetzen, u. a. zur Krankenhaus
finanzierung und zur Versorgungsstruktur, 
wurden umfassende Veränderungen vorge

STATEMENT

Viel Bewegung im Gesundheitssystem
Ein Beitrag von Dirk Heidenblut, 
Abgeordneter der SPD im Deutschen 
Bundestag

nommen. Mit dem Innovationsfonds wur
de eine Möglichkeit zur Verbesserung der 
Versorgungsstruktur geschaffen. Dennoch 
haben wir noch wichtige Aufgaben, etwa 
mit der Einbindung aller Leistungserbrin
ger in die Telematikinfrastruktur oder der 
gemeinsamen Verantwortung und Finan
zierung aller Sozialversicherungsträger für 
die Prävention, die es konsequent weiter
zuentwickeln gilt. 

Dirk Heidenblut, hier am Messestand der DEGEMED beim DEGEMEDDialog im April,  
sieht trotz positiver Bewegungen einen Bedarf an weiteren Präventionsmaßnahmen. 

Nicol Schmidt, Mitglied der  
Geschäftsführung der inoges ag

Man stelle sich vor, es gäbe ein Gesetz, in 
dem zu lesen ist, dass jeder Bürger dieses 
Landes verpflichtet wird, 500 Euro für den 
Kauf eines Smartphones auszugeben. Bei 
regelmäßiger und fleißiger Benutzung – so 
sähe es das Gesetz vor – werden dem 
Nutzer 80 Prozent, in vielen Fällen 
sogar 100 Prozent der Investition 
wieder zurückerstattet. Für die 
Hersteller der Smartphones 
wäre das der Himmel auf 
Erden. Sie würden alles da
für tun, dass möglichst alle 
Bürger dieses Landes von 
diesem Gesetz wüssten, 
keine Kosten und Mühen 
scheuen, um es mit allen Mit
teln zu bewerben. 

Frage nach der wirtschaftlichen 
Bedeutung der Reha?
Man braucht nicht viel Fantasie, um Ana
logien der Idee im Gesundheitswesen zu 
finden. Der Anspruch auf Prävention für die 
Bürger des Landes ist verbrieft, die entspre

chenden Leistungsträger sind verpflichtet, 
sich dem Thema zu stellen und die Gelder 
freizugeben. Doch warum stellt sich dann 
noch die Frage nach der wirtschaftlichen 

Bedeutung in der Rehabilitation? 

Mut ist gefragt
Damit die Prävention 

in unseren Rehabili
tationseinrichtungen 
mit ihrer positiven 
wirtschaftl ichen 
Wirkung auch an
kommen kann, 
müssen wir nur die 

schon vorhandenen 
Räumlichkeiten ent

sprechend auslasten. 
Es ist alles da! Der Patient, 

das Gesetz, die Infrastruktur. 
Was manchmal fehlt, ist der Mut, die Pati
enten so anzusprechen, dass sie in unseren 
 Einrichtungen bleiben und unsere qualifi
zierten, zertifizierten Produkte in ihren Wa
renkorb legen.  

Bitte etwas mehr Mut!
PRÄVENTION IN DER PRAXIS

Ein Beitrag von Nicol Schmidt
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Die Bundesregierung hat den 
Referentenentwurf für den zweiten 
Nationalen Aktionsplan der Bundes-
regierung zur Umsetzung des Über-
einkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit 
 Behinderungen (NAP UN-BRK 2.0) 
 veröffentlicht. 

Nach dem Referentenentwurf setzt der 
NAP 2.0 auf das umfangreiche, über 200 
Maßnahmen starke Maßnahmenbündel des 
ersten Aktionsplans auf, der im Juni 2011 
von der Bundesregierung verabschiedet  
wurde und eine Laufzeit bis zum Jahr 2021 
besitzt. Sowohl  der erste Aktionsplan (NAP 
1.0) als auch der weiterentwickelte NAP 2.0 
zielen darauf, den mit der Ratifikation der 
UNBRK auch in Deutschland verbürgten 
Rechten für Menschen mit Behinderungen 
in allen relevanten Bereichen mehr Geltung 
zu verschaffen und ihre praktische Umset
zung zu verbessern. Der NAP 2.0 soll mit 
den auf Bundesebene getroffenen Maß
nahmen – so der Entwurf – dazu beitragen, 
dass Inklusion als universelles Prinzip in al
len Lebensbereichen Einzug hält. 

NAP 2.0 ergänzt NAP 1.0
Während der erste Aktionsplan der Bun
desregierung einen Schwerpunkt darauf 
gelegt hat, mit  geeigneten Maßnahmen 
„Lücken zwischen Gesetzeslage und Praxis 
zu schließen“, enthält der NAP 2.0 wichtige 
Rechtsetzungsvorhaben, die insbesondere 
dazu beitragen  sollen, die Teilhabechancen 
von Menschen mit Behinderungen und ih
re Möglichkeiten, ein selbstbestimmtes 
Leben zu führen, zu verbessern. Der NAP 
2.0 ergänzt also im Entwurf mit seinen 166 
Maßnahmen den ersten NAP, der unter 
Berücksichtigung der nach Kabinettverab
schiedung noch auf den Weg gebrachten 
Maßnahmen mittlerweile  242 Maßnahmen 
enthält. Der NAP 2.0 ist, wie sein Vorgän
ger auch, das Produkt intensiver Dialogpro
zesse, die sich auch aus anderen fachpoli
tischen Diskursen speisen.

DEGEMED stellt Forderungen
Hierzu hat die DEGEMED eine Stellungnah
me eingereicht. Die DEGEMED sieht in der 
Behindertenpolitik der Bundesregierung 
immer noch Defizite und fordert die Bun
desregierung zu mehr Engagement auf. So 
fehlt beispielsweise eine unbürokratische 
und transparente Ausgestaltung der An
trags und Zugangswege bei Leistungen 
zur Rehabilitation und Teilhabe. Weitere 

•  Den Referentenentwurf zum  
nationalen Aktions
plan 2.0 finden Sie 
im Internet unter:

 www.gemeinsam
einfachmachen.de

•  Die Stellungnahme 
der Degemed steht unter  
www.degemed.de zur Verfügung.

•  Umfangreiche Informationen zum 
Thema bietet die MonitoringStelle 
zur UNBehindertenrechtskonven
tion beim Deutschen Institut für 
Menschenrechte e.V.  

 www.institutfuermenschenrechte.
de/monitoringstelleunbrk/

Infos im Netz

Nationaler Aktionsplan 2.0 vorgestellt 

Forderungen der DEGEMED sind eine fes
te Ausgabenquote für medizinische Reha
Leistungen der Krankenkassen in Höhe 
von zwei Prozent der gesamten Leistungs
ausgaben und ein obligatorisches Reha
Angebot bei Anträgen auf Leistungen der 
Pflegeversicherung. 

Aktionsplan im Bundestag debattiert
Die DEGEMED hat sich im Rahmen der in
ternen Verbändeanhörung im Ministerium 
für Arbeit und Soziales positioniert. Der 
Nationale Aktionsplan kommt jetzt in das 
parlamentarische Verfahren und wird im 
Bundestag debattiert.  

 
Die UNBehindertenrechts
konvention (UNBRK)
Weltweit leben 650 Millionen Men
schen mit einer Behinderung. Das sind 
etwa zehn Prozent der Weltbevölke
rung. Ihr Anteil steigt stetig. Gründe 
sind u. a. der demografische Wandel, 
aber auch eine bessere medizinische 
Versorgung. 2006 verabschiedete 
die UNOGeneralversammlung das 
Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (UN
Behindertenrechtskonvention). Es 
wurde von 160 Staaten und der EU 
unterzeichnet. Die Staaten werden mit 
der Unterzeichnung angehalten, die 
Menschenrechte als Vorgabe eigenen 
Handelns zu achten. Darüber hinaus 
sollen sie die betroffenen Menschen 
vor drohenden Rechtsverletzungen 
durch Dritte aktiv schützen und In
frastrukturmaßnahmen ergreifen, da
mit behinderte Menschen von ihren 
Rechten auch tatsächlich Gebrauch 
machen können. 

Was ist eigentlich …?

Menschen mit Behinderungen eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben zu  
ermöglichen, ist ein zentrales Ziel des Nationalen Aktionsplans.

http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/NAP2/Referentenentwurf_NAP2.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/NAP2/Referentenentwurf_NAP2.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/NAP2/Referentenentwurf_NAP2.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/NAP2/Referentenentwurf_NAP2.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/NAP2/Referentenentwurf_NAP2.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/NAP2/Referentenentwurf_NAP2.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/204-zweiter-nationaler-aktionsplan-degemed-fordert-mehr-teilhabe-fuer-menschen-mit-behinderungen-.html
http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/204-zweiter-nationaler-aktionsplan-degemed-fordert-mehr-teilhabe-fuer-menschen-mit-behinderungen-.html
http://www.degemed.de/newsbereich/26-aktuelles/204-zweiter-nationaler-aktionsplan-degemed-fordert-mehr-teilhabe-fuer-menschen-mit-behinderungen-.html
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
http://www.behindertenrechtskonvention.info/
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Kaum ein Krankheitsbild verlangt in ähn
lichem Maße nach fächerübergreifender 
Zusammenarbeit wie der akute und chro
nische Schmerz. Wie diese Zusammenar
beit gelingen kann, war Thema beim Re
haKongress 2016 am 11. und 12. Mai in 
BadenBaden. Mehr als 250 Gäste – darun
ter Ärzte, Physio therapeuten, Kostenträger 
sowie Vertreter aus Politik und Verbänden 
– waren der Einladung der RehaZentren Ba
denWürttemberg gefolgt, um sich über die 
„Facetten des Schmerzes“ und Neuigkeiten 
aus der Orthopädie und Rheumatologie zu 
informieren. 

Daseinsvorsorge zwischen Wunsch  
und Wirklichkeit
In einer Podiumsdiskussion ging es am 
Abend des ersten Kongresstages um das 
Thema Daseinsvorsorge. Vertreter aus Po
litik, Ärzteschaft, Selbstverwaltung und Pa
tientenverbänden erörterten, was der Staat 

im 21. Jahrhundert leisten muss – und was 
nicht. Die wichtigste Aufgabe des Staates 
sei es sicherzustellen, dass alle Bürger un

Gemeinsam gegen den Schmerz

Die ParkKlinik GmbH & Co. KG in Bad 
Nauheim ist eine Fachklinik mit 165 Betten 
und 15 ambulanten Behandlungsplätzen 
für orthopädische und rheumatologische 
Erkrankungen. Sie ist spezialisiert auf An
schlussrehabilitation und Heilverfahren und 
bietet alle Versorgungsformen von stationär 
bis ambulant mit einer angegliederten Praxis 
für Physiotherapie und Ergotherapie direkt 
im Haus. 

Patient steht im Mittelpunkt
Der Behandlungsschwerpunkt liegt in der 
Anschlussrehabilitation nach orthopä
dischen und unfallchirurgischen Operati
onen und konservativen Behandlungen. Hier 
versteht sich die ParkKlinik als Partner in 
der Behandlungskette der einweisenden 
Akuthäuser und Kostenträger. Vernetzte 
Prozesse in der Klinik sowie mit den Part
nern der Klinik sind der Garant für eine 
nachhaltige Behandlung und stellen den Pa

tienten in den Mittelpunkt des Wirkens. Die 
ParkKlinik Bad Nauheim erbringt Leistun
gen für alle Kostenträger der gesetzlichen 
Krankenkassen, Rentenversicherung und 
Berufsgenossenschaften und ist ebenso für 
Privatversicherte, Selbstzahler und sonstige 
Institutionen tätig. 

Klinik steht als Gesundheitspartner  
zur Verfügung 
Die ParkKlinik Bad Nauheim bietet ihren 
Patienten die für sie beste medizinische 
Rehabilitation und möchte auch darüber 
hinausgehend als Gesundheitspartner zur 
Verfügung stehen. 

www.parkklinikbadnauheim.de 

„ Die Rehabilitation steht durch die 
Leistungsverdichtung in ihren Pro-
zessen und die daraus benötigte 
Effizienzsteigerung vor spannenden 
Aufgaben. Die DEGEMED ist für 
uns ein wertvoller Partner in allen 
Fragen der Qualität rund um den 
Rehabilitationsprozess. Gerade in 
ihrer trägerübergreifenden Struktur 
zeigt die DEGEMED ihre Besonder-
heit und Stärke.“

Neue Mitglieder vorgestellt
Die Park-Klinik Bad Nauheim 

Dipl.-Kfm. Jochen Hahn, 
Geschäftsführung  

Park-Klinik Bad Nauheim

Infos im Netz

REHAKONGRESS 2016

abhängig von ihrem Einkommen Zugang zu 
qualitativ guten sozialen Dienstleistungen 
hätten, hob Dr. Constanze Schaal, Ge
schäftsführerin der RehaZentren Baden
Württemberg und Vorstandsvorsitzende der 
DEGEMED, in ihrer Einleitung hervor. Es sei 
die Aufgabe des Staates, hier die entspre
chenden Rahmenbedingungen zu schaffen. 
Anschließend diskutierten die Teilnehmer, 
wie viel Wettbewerb die Daseinsvorsorge 
verträgt und wie ein systemübergreifender 
Ansatz aussehen könnte. Einig war sich die 
Runde, dass der Staat angesichts der demo
grafischen Entwicklung bei der Daseinsvor
sorge vor großen Herausforderungen steht.   

Idyllisch gelegen im Norden der Rhein
MainRegion: die ParkKlinik Bad Nauheim

Weitere Informationen zum  
Kongress finden Sie im Internet  
unter www.rehakongress.de

Reger Austausch während der Podiums
diskussion beim RehaKongress in Baden
Baden

http://www.rehakongress.de
http://www.rehakongress.de
http://www.rehakongress.de
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Seit dem 15. Mai 2016 unterstützt Dr. 
Matthias Witzmann die Geschäftsstelle 
der DEGEMED im Bereich Öffentlich
keitsarbeit & Marketing. Herr Witzmann 
hat an der Universität Passau Diplom
Kulturwirt studiert und an der Freien 
Universität Berlin in Geschichte promo
viert. Nach seinem Studium betreute 
er im Verbands, Stiftungs und Hoch
schulwesen sowie in Unternehmen die 
Bereiche Presse und Öffentlichkeits
arbeit, Marketing und Kommunikation. 
In seiner Freizeit treibt Herr Witzmann 
gern Sport, liest, reist, versucht seiner 
Gitarre Töne zu entlocken und trifft sich 
mit Freunden. 

DEGEMEDGESCHÄFTSSTELLE

Neuer Mitarbeiter
Mit dem Präventionsprojekt TErrA ma
chen sich seit dem 01. April 2016 sieben 
Partner aus der Wirtschaft, der Arbeits und 
Gesundheitsforschung für praxisgerechte 
neue Lösungen für den langfristigen Er
halt der Arbeitsfähigkeit von Beschäftigten 
stark. Innerhalb der 3jährigen Laufzeit des 
vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) geförderten Projekts 
entwickeln und erproben die überwiegend 
in Dortmund und dem Ruhrgebiet ansäs
sigen Kooperationspartner Modelle überbe
trieblicher Tätigkeitswechsel in regionalen 
Unternehmensnetzwerken. Partner dieser 
Präventionsallianz sind das Berufsförde
rungswerk Dortmund, die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), 

Präventions-Projekt TErrA gestartet

Info

Zur Reform des Behindertengleichstel
lungsrechts und zur Entwicklung eines 
Bundesteilhabegesetzes bieten die 
Themenseiten „Barrierefreiheit“  
und „Bundesteilhabegesetz“ eine  
Zusammenschau aller Informationen 
auf www.reharecht.de zum jeweiligen  
Thema.

DISKUSSIONSFORUM WWW.REHARECHT.DE

INITIATIVE

Neues aus dem Rehabilitations- und Teilhaberecht
Fachbeiträge
Frauke BrosiusGersdorf befasst sich in ih
rem zweiteiligen Beitrag (E1/E22016) mit 
der Kostentragung von Versichertenfahrten 
und transporten durch die Krankenkassen 
im Rahmen der medizinischen Rehabilitati
on. In Fachbeitrag E32016 setzt sich Jasmin 
Timm mit den „Vergütungsverhandlungen 
in der medizinischen Rehabilitation“ ausei
nander. Sie geht auf Rechte und Pflichten 
bei der Aushandlung von Versorgungsver
trägen nach § 111 SGB V ein und zeigt auf, 
wie angesichts mangelnder gesetzlicher 
Vorgaben zur Ermittlung der Entgelte und 
zum Verhandlungsverfahren vorgegan
gen werden könnte. Felix Welti erläutert in 
seinem Beitrag D162016 die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für Leistungen der 
medizinischen Rehabilitation bei Sehverlust 
auf der Grundlage des Leistungsrechts der 
Rehabilitationsträger, des SGB IX sowie 
der UNBehindertenrechtskonvention. Di
ana Ramm berichtet in Beitrag D152016 
über die öffentliche Anhörung zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Behindertengleichstellungsrechts am 25. 
April 2016 in Berlin. In einem weiteren Bei
trag (D222016) berichten Mirjam Schülle, 
Angelice Falk und Cindy Schimank über die 
Verbändeanhörung zum Referentenentwurf 
für ein Bundesteilhabegesetz.

OnlineDiskussion zum Hilfs und Heil
mittelrecht
Im Juni hat die DVfR im Forum „Fragen – 
Meinungen – Antworten zum Rehabilita
tions und Teilhaberecht (FMA)“ eine neue 

OnlineDiskussion zum Thema „Fragen zu 
aktuellen Entwicklungen des Hilfs und 
Heilmittelrechts“ gestartet. Der Fachaus
tausch ist öffentlich, Interessierte können 
eigene Fragen und Thesen zur Diskussion 
stellen – das Forum ist hierfür noch bis zum 
10. Juli 2016 geöffnet.   

Die Gründungsmitglieder des Projekt
teams trafen sich jetzt in Dortmund. 

der Bundesverband Deutscher Berufs
förderungswerke e. V., das Demographie 
Netzwerk e.V. (ddn), die EDG Entsorgung 
Dortmund GmbH, die Prospektiv GmbH 
und die thyssenkrupp Steel Europe AG. 

http://www.reha-recht.de
http://www.reha-recht.de
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Jetzt anmel

TERMINE UND VERANSTALTUNGEN

Knowhow aus der Praxis für die Praxis
Praxisdialog Pflege in der Reha – 
 „Resilienz in der Pflege“ am 21.09.2016 
in Kassel
Fachkräfte in der Pflege sind im Berufsalltag 
vielfachen Herausforderungen ausgesetzt. 
Dazu braucht es Resilienz, d. h. die Fähigkeit, 
in schwierigen Situationen kurzfristig und 
langfristig eine persönliche Widerstands
kraft zu entwickeln. Wie kann Resilienz im 
Berufsalltag gefördert und Stress verhindert 
werden? Wie meistert man schwierige Situ
ationen? Welche Besonderheiten sollten bei 
der Versorgung von Menschen mit Migrati
onshintergrund bedacht werden? All diesen 
Themen werden wir uns beim Praxisdialog 
Pflege in der Reha von DBfK (Deutscher 
Berufsverband für Pflegeberufe) und DEGE
MED anhand von Praxisbeispielen widmen.

Fachtagung „Schnittstelle Rehabilita
tion und Arbeitswelt“ am 21.09.2016 in 
Kassel
Die medizinischberuflich orientierte Reha
bilitation (MBOR) stellt die Rückkehr an den 
Arbeitsplatz und die Teilhabe am Arbeitsle
ben in den Vordergrund. Die Zusammenar
beit von Rehaeinrichtungen und Betrieben 
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wirkt dabei als Indikator erfolgreicher Re
integration. Die rechtliche Verortung des 
Betrieblichen Eingliederungsmanagements 
(BEM), die aktuelle Rechtsprechung sowie 
die Möglichkeiten der verschiedenen Ak
teure sind zentrale Themen dieser Fachta
gung.

Deutscher RehaRechtstag am 
05.10.2016 in Berlin
Der Deutsche REHARechtstag bietet ein 
jährliches Forum für alle, die an juristischen 
Fragen rund um die medizinische Rehabilita
tion interessiert sind. Er wird gemeinsam von 
der DeutschenAnwaltAkademie, der Deut
schen Vereinigung für Rehabilitation und 
der DEGEMED durchgeführt. Themen sind 
in diesem Jahr u. a. das Bundesteilhabege
setz, Regelungen zur Erstattung von Fahrt
kosten, Rechtsfragen der Medizinischen Be
gutachtung sowie Korruptionsbekämpfung 
im Gesundheitswesen.

Training „Konstruktives Verhandeln“ 
am 06./07.10.2016 in Berlin
Haben Sie häufig mit schwierigen Verhand
lungspartnern oder gegenläufigen Interes
sen in Ihrem Arbeitsalltag zu tun? Das Trai
ning „Konstruktives Verhandeln“ vermittelt 
Werkzeuge einer für beide Seiten zufrie
denstellenden und ergebnisorientierten Ver
handlungstechnik. Sie lernen, wie Sie auch 
unter schwierigen Bedingungen Widerstän
de auflösen und Verhandlungsbereitschaft 
aktivieren können.

Workshop „Arztbriefe und Reha
Entlassungsberichte – besser, einfacher, 
schneller“ am 17.10.2016 in Berlin
Ziel des Workshops ist es, das Erstellen 
von Entlassungsberichten zu verbessern 
und zu vereinfachen. Insbesondere Ärzte 
am Beginn ihrer klinischen Tätigkeit lernen 
anhand praktischer Übungen die Bedeutung 
und die Ziele des Berichts, die Prinzipien 
schriftlicher Kommunikation und die Beson
derheiten des RehaEntlassungsberichts. 

Vorankündigungen  
(Änderungen vorbehalten):
 DEGEMEDDialog am 08.11.2016  

in Berlin
 DEGEMEDMitgliederversammlung  

am 09.11.2016 in Berlin
 Krisenkommunikation am 14.11.2016  

in Berlin

!Gemeinsamer Qualitätskongress 
mit dem Fachverband Sucht (FVS) 
am 26./27.09.2016 in Berlin

Die DEGEMED und der FVS haben ihr 
Qualitätsmanagement an die DIN EN 
ISO 9001:2015 angepasst. Die neuen 

Auditleitfäden werden auf 
dem gemeinsamen Quali
tätskongress von DEGEMED 
und FVS in Berlin erstmals 
vorgestellt. Die zentralen 
Änderungen der Strukturen 
und Inhalte der neuen Audit
leitfäden stehen im Mittelpunkt 
der zweitägigen Veranstaltung. 
Hinzu kommen Themen wie die 
Patientensteuerung unter Qua
litätsgesichtspunkten und die 
Konsequenzen des Patienten

rechtegesetzes für Einrichtungen der 
medizinischen Rehabilitation. 

Neben den Vorträgen bietet die Ver
anstaltung allen Teilnehmern die Ge
legenheit, sich mit den QMExperten 
und Autoren der Zertifizierungsverfah
ren auszutauschen.

Anmeldung zum Qualitätskongress von DEGEMED und FVS
am 26. / 27. September 2016 in Berlin
Tagungsgebühren (inkl. Kongressverpfle-
gung und gemeinsames Abendessen)
 
Mitglieder DEGEMED / FVS: 195 EuroNichtmitglieder:   295 EuroDie Tagungsgebühr ist gemäß § 4 Nr. 22a UStG von der Umsatzsteuer befreit.Bitte per Fax an: 030 284496-70Absender

Titel:        Name, Vorname:       Institution:        Funktion:        Rechnungsanschrift:               Tel.:        Fax:        E-Mail:     _________  (Teilnehmerunterlagen werden per E-Mail versendet.)Mitglied DEGEMED:   Ja       NeinMitglied FVS:     Ja       NeinAm Montagabend sind Sie eingeladen zum gemeinsamen 
Abendessen im Pier 13 im Tempelhofer Hafen Berlin.Teilnahme:      Ja       Nein

Datum, Unterschrift      

DEGEMED e.V.  Tel.: 030 284496-6
Fasanenstraße 5  Fax: 030 284496-70
10623 Berlin   degemed@degemed.de
     www.degemed.de Die Bestätigung der Anmeldung erfolgt durch Zugang der Rechnung. Mit Zu-

gang der Rechnung wird die Anmeldegebühr fällig. Bei einer Absage bis sieben 

Werktage vor Veranstaltungstermin erstatten wir die vollen Kosten. Bei einer 

Absage nach diesem Zeitraum ist die volle Veranstaltungs gebühr fällig.

VeranstaltungsortUrania Berlin
Raum Edison – 2. EtageAn der Urania 1710787 Berlin

 

Kontakt und Anmeldung

Gemeinsamer  Qualitätskongress
Deutsche Gesellschaft für  Medizinische Rehabilitation  (DEGEMED) undFachverband Sucht (FVS) 26. / 27. September 2016Urania, Berlin

Anfahrt 
Infos zur Anfahrt und zur Lage der Urania erhalten Sie 
unter: www.urania.de/anfahrt-kontakt

Unterkunft
Rund um die Urania gibt es mehrere Hotels, die fußläufig 
erreichbar sind. Hier einige Vorschläge:

Motel One Berlin Urania An der Urania 12/14, 10787 Berlin www.motel-one.com/de/hotels/berlin/ hotel-berlin-tiergarten/E-Mail: berlin-tiergarten@motel-one.com Tel.: 030 2363-1290

Ivberg Hotel 
Kleiststraße 9-12, 10787 Berlin http://www.ivbergs.de/E-Mail: premium@ivbergs.de Tel.: 030 6883686-100

Hotel Berlin 
Lützowplatz 17, 10785 Berlin www.hotel-berlin.deE-Mail: info@hotel-berlin.de Tel.: 030 2605-2097
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